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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache - — Az. 21/65 — des 


Hermann Schlumbohm, Hamburg, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 5. Deutschen 
Bundestag vom 19. September 1965 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Der Einspruchsführer hat mit Schreiben vom 
10. Oktober 1965 Einspruch eingelegt und ihn 
begründet. 

In seinem Schreiben nimmt er Bezug auf Ent- 
scheidungen und Beschlüsse der Kreis- und Lan- 
deswahlausschüssen des Hamburgischen Ober- 
verwaltungsgerichts und des Bundesverfassungs- 
gerichts. 

Die angeführten Entscheidungen und Beschlüsse 
sollen die nach Auffassung des Einspruchsführers 
in der Bundesrepublik herrschende Willkür und 
Gewaltherrschaft beweisen. 

Als Anschrift gibt der Einspruchsführer Ham- 
burg, Hauptbahnhof, bahnpostlagernd an. Mit 
Schreiben vom 4. November 1965 wurde er auf- 
gefordert, seinen ständigen Wohnsitz mitzutei- 
len. Mit Schreiben vom 11. November 1965 teilte 
der Einspruchsführer mit, sein dauernder bzw. 
überwiegender Aufenthalt sei Hamburg. Dies 
aber nur, „soweit gesetzes- z. T. verfassungs- 
widrige Willkür und Gewalt es zulassen". 

Mit Schreiben vom 19. November 1965 wurde der 
Einspruchsführer erneut gebeten, mitzuteilen, wo 
er polizeilich gemeldet sei und wo er versucht 
habe, seine Wahlunterlagen zu erhalten. 

Mit Schreiben vom 12. Dezember 1965 beschwert 
sich der Einspruchsführer über die bisherige 
Behandlung seines Einspruchs und erklärt, er 
erhebe „hiermit im Verwaltungsrechtsweg Wi- 
derspruch ,J . 


Mit Schreiben vom 15. Januar 1965 stellt der 
Einspruchsführer einen Antrag auf Aussetzung 
einer Entscheidung über seinen Einspruch wegen 
„Höherer Gewalt(en) ". Diesem Schreiben sind 
die in seinem Einspruch genannten Urkunden 
beigefügt. Aus diesen ergibt sich, daß der Land- 
rat des Kreises Stormarn als Kreiswahlleiter den 
Einspruchsführer mit Schreiben vom 6. September 
1965 aufgefordert hat, nachzuweisen, daß er in 
Schönningstedt eine Wohnung habe und sie auch 
tatsächlich benutze (Anlage 10 d. A.). 

Mit Schreiben vom 30. August 1965 teilte der 
Bürgermeister der Gemeinde Schönningstedt 
dem Einspruchsführer mit, seinem Antrag auf 
Eintragung in das Wählerverzeichnis der Ge- 
meinde SchÖnnigstedt könne nicht stattgegeben 
werden. Zur Begründung wurde ausgeführt, aus 
den Meldeunterlagen sei ersichtlich, daß der Ein- 
spruchsführer in Schönningstedt nicht wohnhaft 
und gemeldet sei. Gegen diese Entscheidung hat 
der Einspruchsführer Beschwerde beim Kreis- 
wahlleiter eingelegt, der diese mit Bescheid vom 
15. September 1965 zurückgewiesen hat. In der 
Begründung wird darauf hingewiesen, es sei un- 
streitig, daß der Einspruchsführer am 15. August 
1965 bei der Gemeinde Schönningstedt nicht ge- 
meldet sei. In diesem Verfahren sei nicht zu 
prüfen, aus welchen Gründen er sich am 
4. August 1948 in Schönningstedt abgemeldet 
habe. Im übrigen wird auf die gesetzlichen Be- 
stimmungen verwiesen. 

Wie aus den zu den Akten nachgereichten Unter- 
lagen weiter ersichtlich ist, hat der Einspruchs- 
führer auch versucht, sich in der Freien und 
Hansestadt Hamburg in das Wählerverzeichnis 
eintragen zu lassen. Auch dieser Versuch ist fehl- 
geschlagen. Wie aus der Entscheidung der Be- 
hörde für Inneres — -Statistischen Landesamtes — 
der Freien und Hansestadt Hamburg hervor- 
geht, hat er gegen die Nichtzulassung seiner 
Eintragung in das Wählerverzeichnis Einspruch 
eingelegt, der von der genannten Behörde mit 
Entscheidung vom 7. September 1965 zurückge- 
wiesen wurde. Zur Begründung wurde ausge- 
führt, der Einspruchsführer erfülle nicht die Vor- 
aussetzungen für die Eintragung in das Wähler- 
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Verzeichnis in Hamburg, da er in Hamburg nicht 
gemeldet sei. 

Der Einspruchsführer hat bereits gegen die Bun- 
destagswahl zum 3. Deutschen Bundestag Ein- 
spruch eingelegt, in dem er sich ebenfalls wegen 
seiner Nichteintragung in das Wählerverzeichnis 
beschwerte. Der Einspruch wurde nach längerem 
Schriftwechsel mit dem Einspruchsführer zurück- 
gewiesen, da er eine ladungsfähige Adresse nicht 
angeben konnte und im übrigen sein Einspruch 
offensichtlich unbegründet war. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 

Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist am 19. Oktober 1965 innerhalb der 
gesetzlich vorgeschriebenen Frist beim Deutschen 
Bundestag eingegangen. Trotz mancher Bedenken 
kann der Einspruch als formgerecht angesehen wer- 
den. Sein Wahleinspruch ist daher gemäß § 2 WPG 
zulässig. 

Der Einspruch ist aber offensichtlich unbegründet. 
Wenn der Einspruchsführer die Gültigkeit der Wahl 


mit der Behauptung anficht, er sei nicht in das Wahl- 
verzeichnis eingetragen worden, so hat er die 
Gründe für diese Nichteintragung selbst zu ver- 
treten. Er hat sich allen Behörden gegenüber, wie 
im Wahlprüfungsverfahren 1957 so auch jetzt dem 
Ausschuß gegenüber geweigert, seinen Wohnsitz 
anzugeben und als Korrespondenzadresse das Bahn- 
postamt Hamburg angegeben. 

Voraussetzung für die Teilnahme an der Bundes- 
tagswahl ist die Eintragung in das Wählerverzeich- 
nis. Voraussetzung für diese Eintragung wiederum 
ist die Anmeldung bei der Meldebehörde. Wenn der 
Einspruchsführer es ablehnt, einen Wohnsitz zu be- 
gründen und sich polizeilich zu melden, hat er die 
sich daraus ergebenden Folgen selbst verursacht und 
kann daher mit seinem Vorbringen nicht gehört 
werden. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten Vor- 
aussetzungen Beschwerde beim Bundesverfassungs- 
gericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages — — beim Bundesver- 

fassungsgericht eingegangen sein. 
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